
Panorama 679

Gesundheitswesen 2013; 75

Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) 
entstand in der Zeit des Nationalsozialis-
mus als ein Selektionsapparat im Rahmen 
einer menschenverachtenden Biopolitik. 
Diese vernichtete nachhaltig die Tradition 
sozialmedizinischer Prinzipien und einer 
am Wohl des Einzelnen, insbesondere be-
nachteiligter Bevölkerungsgruppen, ori-
entierten Gesundheitsfürsorge und -vor-
sorge. In den ersten Jahrzehnten nach 
Gründung der Bundesrepublik war es of-
fenbar den damals tonangebenden Prota-
gonisten im ÖGD nicht möglich, über die-
se Tatsache öffentlich zu reflektieren und 
offen zu reden. Das Vereinheitlichungsge-
setz von 1934 mit seinen 3 Durchfüh-
rungsverordnungen wirkte auch ohne die 
nach dem Kriegsende entfernte national-
sozialistische „Erb- und Rassenpflege“ als 
Organisationsrahmen prägend auf Struk-
turen und Aufgabenfelder des ÖGD der 
Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Ende des 20. Jahrhunderts.

Nachdem andere medizinische Fachge-
sellschaften bereits mit gutem Beispiel 
vorangegangen sind, entstand auch bei ei-
nigen Angehörigen des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes ein dringendes Bedürf-
nis, dieses dunkle Kapitel der deutschen 
Gesundheitspolitik entsprechend aufzu-
arbeiten.

Start des medizinhistorischen  
Projekts

 ▼
Der Bundesverband der Ärztinnen und Ärz-
te des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(BVÖGD) hat daher im Frühjahr 2012 eine 
Arbeitsgruppe gegründet. Ziel ist es, im Jahr 
2014 ein medizinhistorisches Projekt auf 
den Weg zu bringen, das die Rolle des ÖGD 
im Nationalsozialismus zumindest ein 

Stück weit erhellt. Eine Einrichtung mit 
entsprechender Expertise soll deshalb 
Ende des Jahres nach einem Teilnehmer-
wettbewerb im Rahmen einer Ausschrei-
bung mit dieser Aufgabe betraut werden. 
Fördermittel des Bundesministeriums für 
Gesundheit sind in Aussicht gestellt, das 
Land Baden-Württemberg und der Frei-
staat Thüringen prüfen noch eine etwaige 
finanzielle Beteiligung an dem Projekt. 

Folgende beiden Einschränkungen sind 
dem engen Finanzrahmen geschuldet: 

 ▶ geografisch erfolgt eine Begrenzung 
auf 2 ehemalige Länder des Deutschen 
Reiches,

 ▶ zeitlich ist das Projekt auf die 12 Jahre 
zwischen 1933 und 1945 begrenzt. 

Zumindest mittelfristig wird keine Ge-
samtdarstellung der Rolle des ÖGD im Na-
tionalsozialismus erarbeitet werden kön-
nen, da die Quellenlage zum jetzigen Zeit-
punkt zu disparat ist. 

Es ist geplant, die beiden damaligen Län-
der Thüringen und Württemberg einer 
entsprechenden medizinhistorischen Er-
kundung zu unterziehen. Anfragen in den 
zuständigen Staatsarchiven Thüringens 
und Baden-Württembergs ergaben eine 
vergleichsweise ergiebige Quellenlage für 
die geplante historische Studie. 

In diesen beiden Regionen soll das Wirken 
der einzelnen administrativen Strukturen 
in der damaligen Gesundheitsverwaltung 
herausgearbeitet werden. Das Augenmerk 
gilt dabei insbesondere der konkreten 
Umsetzung der nationalsozialistischen 
„Erb- und Rassenpflege“ in der unteren 
Verwaltungsebene, den neu gegründeten 
Gesundheitsämtern unter staatlicher 
Kontrolle. 

Medizingeschichte

Öffentlicher Gesundheits-
dienst stellt sich NS-
Vergangenheit
Der Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes hat 2012 eine Arbeitsgruppe gegründet, 
um ab 2014 mit einem medizinhistorischen Projekt die Rolle 
des ÖGD im Nationalsozialismus zumindest ein Stück weit zu 
erhellen.

Projektziele
 ▼

Folgende Projektziele hat die Arbeitsgrup-
pe fixiert:
1. Skizzierung des Vollzugs der vom 

Reichsministerium des Inneren vorge-
gebenen neuen Dienstaufgabe „Erb- 
und Rassenpflege“ in den ehemaligen 
Ländern Thüringen und Württemberg.

2. Erarbeitung der jeweils landesspezifi-
schen administrativen Strukturen und 
ggf. persönlichen Besonderheiten in 
der obersten Landesgesundheitsbe-
hörde bzw. in der Mittelebene des je-
weiligen Landes. Untersuchung der 
Einflussnahme der Landesbehörde auf 
die Arbeit der nachgeordneten Ge-
sundheitsämter.

3. Konzentration der Forschung auf den 
Aspekt der konkreten Umsetzung der 
NS-Gesundheitspolitik in der unters-
ten Verwaltungsebene, den Gesund-
heitsämtern. Dabei auch Untersu-
chung von Unterschieden zwischen 
Stadt und Land, insbesondere auch 
zwischen den kommunalen (sofern 
vorhanden, wie z.B. Stuttgart) und 
staatlich geführten Gesundheitsbe-
hörden. Hier soll insbesondere die aus 
bisherigen Publikationen bekannte 
Tatsache der unterschiedlich genutz-
ten Ermessenspielräume der ärztli-
chen Behördenleiter unter Berücksich-
tigung gruppenbiografischer Daten 
der Amtsärzte (Lebens-/Dienstalter zu 
Beginn des Nationalsozialismus, Par-
teizugehörigkeit, Familienstand) nä-
her erforscht werden. 

4. Herausarbeitung der regionalen Un-
terschiede in den beiden Ländern, 
insbesondere auch mit Blick auf loka-
le Besonderheiten (z.B. Einflussnahme 
des örtlichen NS-Parteiapparates auf 
die Arbeit der Gesundheitsämter).

5. Überblick zum Wandel der Dienstauf-
gaben im ÖGD unter Berücksichtigung 
der Änderung gesundheitspolitischer 
Koordinaten in Kriegszeiten unter Ein-
beziehung der Auswirkung der Ideolo-
gie vom „minderwertigen/ lebensun-
werten Leben“ auf den Vollzug der 
Seuchenhygiene und des Katastro-
phen- bzw. /Krisenmanagements der 
einzelnen Gesundheitsämter in Thü-
ringen und Württemberg im II. Welt-
krieg.
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Auftakt im Rahmen des  
Kongresses

 ▼
Gleichsam als Auftakt zum skizzierten 
Projekt organisierte die Arbeitsgruppe 
eine Vorkonferenz zum 63. Wissenschaft-
lichen Kongress des BVÖGD am 24. April 
2013 in Berlin. Dieses Symposium war 
dem eigentlichen Bundeskongress vorge-
schaltet und zeigte neben hohem Besu-
cherinteresse auch eine positive Resonanz 
im Deutschen Ärzteblatt [1]. 

Drei Beiträge der Konferenz befassten sich 
mit Aspekten der Geschichte städtischer 
Gesundheitsämter zwischen 1933 und 
1945. 

Annemone Christians, Berlin, referierte 
auf der Basis ihrer in Kürze erscheinenden 
Dissertation über das „Münchner Ge-
sundheitsamt als Zentrale kommunaler 
Gesundheitspolitik in der NS-Zeit“. Dabei 
ging sie auf die organisatorischen Verän-
derungen ab 1933 ein und belegte die Be-
deutung des Gesundheitsamtes als Zent-
rale der städtischen Gesundheitsverwal-
tung vor allem am Beispiel der Zwangsste-
rilisationen. Abschließend befasste sie 
sich mit der Rolle des Münchner Gesund-
heitsamtes im II. Weltkrieg, die wesent-
lich von den Notwendigkeiten einer „Ka-
tastrophenmedizin“ im Gefolge des Luft-
krieges geprägt war.

Susanne Doetz, Berlin, stellte aus ihrem 
laufenden Forschungsprojekt Ergebnisse 
zur „Beteiligung von Ärzten des Öffentli-
chen Gesundheitsdienstes an der Verfol-
gung ihrer jüdischen Kollegen“ vor. Sie 
schilderte die Denunziation des Berliner 
Amtsarztes Dr. Fritz Benkwitz gegen den 
jüdischen Arzt Walther Zuelchaur aus 
dem Jahr 1941. Sie analysierte die Hinter-
gründe dieser Tat und die Folgen für den 
jüdischen Arzt, der als Folge der Denunzi-
ation in ein KZ eingeliefert wurde und 
dort umkam.

Herwig Czech, Wien, referierte zentrale 
Ergebnisse seiner langjährigen Forschun-
gen über die „Entwicklung des Wiener öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes 1933 bis 
1945“. Czech hob hervor, die NS-Macht-
haber hätten nach der Annexion Öster-
reichs die rassenhygienische Politik in 
Wien ab 1938 innerhalb kurzer Zeit mit 
großer Radikalität ins Werk gesetzt. Er 
stellte wichtige Beamte der Wiener Ge-
sundheitsverwaltung vor (Dr. Otto Reich, 
Dr. Hermann Vellguth, Dr. Erwin Ekelius, 
Dr. Hans Bertha, Dr. Richard Günther) und 

erläuterte die intensiven Verflechtungen 
der einzelnen Gesundheitsbehörden vor 
allem am Beispiel der Politik der Kranken-
morde. Hieran waren die Funktionäre der 
Wiener Gesundheitsverwaltung steuernd 
und dirigierend ab 1940 maßgeblich be-
teiligt.

Zwei weitere Vorträge aus dieser Vorkon-
ferenz werden in dieser Ausgabe auf den 
Seiten 720 ff und 725 ff in gekürzter Fas-
sung wiedergegeben.

Der Historiker Johannes Vossen, Kempen, 
der bereits im Jahre 2001 mit der Veröf-
fentlichung seiner Dissertation das bisher 
umfassendste Werk zur Arbeit der Ge-
sundheitsämter vorlegte [2], setzt sich in 
seinem Beitrag „Extreme Typen – der Öf-
fentliche Gesundheitsdienst in Thüringen 
und im Warthegau“ mit 2 besonders radi-
kalen Varianten der NS-Gesundheitspoli-
tik auseinander. Er zeigt auf, dass insbe-
sondere das nahezu einzigartige instituti-
onelle Wirken der Landesgesundheitsbe-
hörde im damaligen Land Thüringen in 
Verbindung mit einer außergewöhnlichen 
personellen Konstellation dazu führte, 
dass dieses Land zum „Mustergau“ im 
Dritten Reich avancierte. Nach der deut-
schen Besetzung Polens konnten die aus 
dem Altreich rekrutierten NS-Gesund-
heitsbeamten in den besetzten bzw. an-
nektierten Gebieten, bar aller normativen 
Restriktionen, vor allem in der sogenann-
ten „Volkstumspolitik“ ihrer rassistischen 
Ideologie freien Lauf lassen, wie Vossen für 
den „Warthegau“ eindrucksvoll belegt [3]. 

Ein kurzes Schlaglicht auf die kommunale 
Ebene, namentlich die Arbeit der staatli-
chen Gesundheitsämter am Beispiel der 
persönlichen Ermessensspielräume zwei-
er Amtsärzte, soll der Beitrag von Johannes 
Donhauser zur Umsetzung der „Erb- und 
Rassenpflege“ in den damaligen bayeri-
schen Gesundheitsämtern Neuburg und 
Pfaffenhofen werfen. Bereits in seiner Ver-
öffentlichung, „Das Gesundheitsamt im 
Nationalsozialismus. Der Wahn vom ‚ge-
sunden Volkskörper’ und seine tödlichen 
Folgen“ ging er 2007 auf die Arbeit bayeri-
scher Gesundheitsämter näher ein [4]. 
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Initiative

Gute Karto- 
graphische Praxis im 
Gesundheitswesen
In den letzten Jahren hat die Anwendung 
kartographischer Methoden zur Darstel-
lung und Analyse gesundheitswissen-
schaftlicher Sachverhalte deutlich zuge-
nommen, jedoch entsprechen die Ergeb-
nisse nicht immer den kartographischen 
Mindeststandards. Vor diesem Hinter-
grund haben der Arbeitskreis für Medizi-
nische Geographie in der Deutschen Ge-
sellschaft für Geographie (DGfG), die Ar-
beitsgruppe Health Geography in der 
Deutschen Gesellschaft für Epidemiologie 
(DGEpi) und das Leibniz-Institut für Län-
derkunde (IfL) die Initiative ergriffen, ein-
heitliche Qualitätsstandards für die Er-
stellung von Karten im Gesundheitswesen 
zu formulieren. Übergeordnetes Ziel ist es, 
Handlungsempfehlungen zur Erstellung 
und Hinweise für die Interpretation sol-
cher Karten zu geben und diese in den re-
levanten wissenschaftlichen Zweigen zu 
etablieren. Zielgruppe der „Guten Karto-
graphischen Praxis im Gesundheitswe-
sen“ (GKPiG) sind vor allem Nutzer aus 
den Bereichen Epidemiologie und Versor-
gungsforschung sowie des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes. Die GKPiG wird vo-
raussichtlich im Sommer 2014 erscheinen 
und frei zugänglich sein.

Weitere Informationen:
Arbeitskreis für Medizinische  
Geographie: www.med-geo.de
Arbeitsgruppe Health Geography:  
www.health-geography.de

Dr. Jobst Augustin, Hamburg
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